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Es ist Zeit für Klartext! 
Appell der Betriebskrankenkassen zum Neustart der GKV 

Die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) versorgt rund 74 Millionen Bürgerinnen und 

Bürger und hält dieses Land mit am Laufen: Sie finanziert maßgeblich eine Gesund-

heitswirtschaft, die Motor für Wachstum und Beschäftigung ist, und stellt sicher, dass 

unabhängig von Geldbeutel, Alter oder Sozialstatus die Gesunderhaltung und Versor-

gung der Menschen gesichert sind. Und wenn, wie zuletzt in der Corona-Krise, jemand 

gesucht wird, der über die nötige Infrastruktur und die entsprechenden Prozesse für 

Informationen, Vergütung und Sicherstellung der Versorgung verfügt, dann steht die 

GKV parat und erfüllt die Aufgaben. Leider muss diese funktionierende Solidargemein-

schaft aber auch oft genug dafür herhalten, wenn die Frage im Raum steht, wer das al-

les bezahlen soll. Die Beitragszahlenden, also die Arbeitnehmenden und ihre Arbeitge-

benden, werden immer wieder mit Ausgaben belastet, die eigentlich Aufgabe des Staa-

tes sind. Auch finanzielle Klientelpolitik muss von ihnen getragen werden, ohne dass 

sich an den kränkelnden Strukturen im Gesundheitssystem etwas ändert. Geschweige 

denn, dass sich die Qualität in der Versorgung substanziell verbessert. So kann es nicht 

weitergehen. Ein echter Neustart in der GKV ist überfällig.  

Sofortmaßnahmen statt weiteres Aufschieben: Ausgaben nur in Höhe der 

Einnahmenentwicklung 

Die GKV hat den klaren Auftrag, die gesundheitliche Versorgung von 90 Prozent der 

Menschen in Deutschland sicherzustellen. Dafür braucht sie einen verlässlichen Ord-

nungsrahmen und einen verantwortungsvollen Staat, der der GKV nicht immer neue 

Ausgaben überhilft, ohne eine strukturelle Gegenfinanzierung sicherzustellen. Es 

braucht endlich eine verantwortungsvolle Ausgabenpolitik. 

Die Betriebskrankenkassen fordern daher:  

• Das erneut historisch hohe Ausgabenwachstum muss gestoppt und an die Ein-

nahmenentwicklung gekoppelt werden.  

• Schluss mit Mehrausgaben, die keinerlei Verbesserung für die Versorgung der 

Versicherten bringen, aber Milliarden kosten.  

• Der Bundeszuschuss muss entlang der Inflationsrate dynamisiert werden! Denn 

nicht nur die GKV-Leistungen, sondern auch die versicherungsfremden Aufga-

ben werden teurer. 

• Der Staat muss die Krankenkassenbeiträge für Bürgergeldbeziehende angemes-

sen finanzieren. Sie wurden willkürlich immer weiter gekürzt. 
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• Es braucht einen reduzierten Mehrwertsteuersatz für Hilfs- und Arzneimittel, 

wie er in fast allen europäischen Ländern üblich ist. Arzneimittel sind kein Lu-

xusgut! 

• Die Länder müssen ihre Investitionsverpflichtungen für Krankenhäuser endlich 

erfüllen. Fehlende Investitionsmittel werden derzeit über die Betriebskosten fi-

nanziert und damit letztlich von den Beitragszahlenden der GKV getragen. 

• Das Pflegebudget im Krankenhaus muss komplett auf den Prüfstand gestellt 

werden. Das ursprüngliche Ziel, mehr Pflegepersonal einzustellen und Gehalts-

strukturen anzupassen, wurde erreicht. 

• Die Prüfquoten im Krankenhaus gehören abgeschafft, fehlerhafte Abrechnun-

gen müssen konsequent geahndet werden können.  

• Ungenutzte Mittel aus dem Fonds für pharmazeutische Dienstleistungen wieder 

für die Versorgung der Versicherten einsetzen, durch Einführung einer Direktab-

rechnung. 

Schluss mit der Gießkannen- und Klientelpolitik auf Kosten aller. 

Die Gesundheitspolitik muss das Große und Ganze im Blick haben und darf sich nicht 

länger im Klein-Klein von Partikularinteressen verlieren. Politische Geschenkpäckchen 

für einzelne Berufsstände oder die Priorisierung von eigenen Länderinteressen über 

bundeseinheitliche Versorgungsstandards nützen wenigen, aber belasten alle.  

Die Betriebskrankenkassen fordern ein Ende der Klientelpolitik und Gießkannen-Ausga-

ben ohne echte Versorgungsverbesserung:  

• Die Entbudgetierung der Kinder- und Jugendärzte sowie der Hausärzte muss zu-

rückgenommen werden! Sie hat bei den Kinderärzten nachweislich nicht zu ei-

ner besseren Versorgung geführt, stattdessen entstehen Fehlanreize, die Leis-

tungen je Patient auszuweiten. 

• Die Extra-Vergütung für Terminvermittlung gehört abschafft! Schnelle Termine 

bei Dringlichkeit sind eine Selbstverständlichkeit und gehören zum Versorgungs-

auftrag der Ärzteschaft. Die zusätzliche Vergütung hat die Terminsituation in 

den Wartezimmern nicht verbessert.  

• Die Meistbegünstigungsklausel im stationären Sektor muss abgeschafft werden! 

Es genügt, wenn die tatsächlichen Kostensteigerungen refinanziert werden. 

• Krankenhausstrukturen müssen sich am tatsächlichen Versorgungsbedarf orien-

tieren. Finanzielle Mittel sollten gezielt an Einrichtungen gehen, die eine hoch-

wertige Versorgung gewährleisten. 

Eine bessere Gesundheitsversorgung gibt es nur mit Strukturreformen. 

Die Beitragszahlenden müssen täglich rund eine Milliarde Euro für ihre Gesundheitsver-

sorgung aufbringen. Sie haben ein Recht auf eine reibungslos funktionierende, hoch-

wertige und gleichzeitig bezahlbare Versorgung. Konkret heißt das: Eine koordinierte 
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Versorgung, die Menschen diskriminierungsfrei und entsprechend der Dringlichkeit so-

wie ohne lange Wartezeiten in medizinisch notwendige Behandlungen bringt. Funktio-

nierende und durchdigitalisierte Prozesse müssen auf allen Ebenen des Gesundheits-

systems zum Standard werden. Zudem müssen die richtigen Systemanreize gesetzt 

werden, damit sich die sektorenübergreifende Versorgung und Gesunderhaltung end-

lich auszahlen. 

Die Betriebskrankenkassen fordern Strukturreformen, die strukturelle Schieflagen korri-

gieren und eine bessere Versorgung für die Versicherten möglich machen:  

• Der Zugang zur Versorgung sollte durch ein verbindliches Ersteinschätzungssys-

tem für Akutfälle geregelt werden. Termine müssen streng nach Dringlichkeit 

vergeben werden. 

• Die Primärversorgung sollte in Teams organisiert werden. Bürokratisch erzwun-

gene Arztkontakte müssen vermieden werden, um ärztliche Kapazitäten freizu-

schaufeln. 

• Die Vergütung muss sich endlich an der Behandlungsqualität ausrichten. Fehl-

anreize, die zu einer unnötigen Leistungsausweitung führen, müssen beseitigt 

werden. 

• Die sektorenübergreifende und datengestützte Versorgung muss beschleunigt 

werden! Datenauswertungen zur Erkennung und Prävention von Krankheiten 

müssen zur Selbstverständlichkeit werden. Dafür ist eine schnellere Datenver-

fügbarkeit notwendig. 

Schluss mit dem Regulierungs-Korsett! Verantwortliche müssen endlich 

handlungsfähig gemacht werden. 

Seit Jahren werden Krankenkassen und Leistungserbringenden mit einer Flut mikrore-

gulatorischer Vorgaben überzogen. Jedes Detail ist geregelt, mit dem Ergebnis, dass 

niemand in unserem Gesundheitssystem noch wirklich etwas gestalten kann. Innovati-

onen, die unser Gesundheitssystem dringend bräuchte, ersticken in der Zwangsverwal-

tung. Das Gesundheitssystem ist gefangen in der Bürokratie.  

Die Betriebskrankenkassen fordern einen klaren politischen Ordnungsrahmen, der Ver-

antwortung ermöglicht und honoriert, statt mit Mikromanagement-Vorgaben zu blo-

ckieren. Eine gute Gesundheitspolitik bedeutet auch, Bürokratie und Komplexität abzu-

bauen sowie Abläufe zu vereinfachen: 

• Alles, was digitalisiert werden kann, muss digitalisiert werden! 

• Der Datenaustausch zwischen Finanzverwaltung und Krankenkassen ist zu er-

leichtern. 

• Ermöglichung statt Verhinderung muss zum Leitmotiv werden. So sollten bei-

spielsweise Betriebsärzte in die strukturierte Versorgung eingebunden werden.  

https://www.bkk-dachverband.de/fileadmin/Artikelsystem/Positionspapiere/2026/Buerokratieabbau_-_Eine_Vorschlagssammlung_der_Betriebskrankenkassen.pdf
https://www.bkk-dachverband.de/fileadmin/Artikelsystem/Positionspapiere/2026/Buerokratieabbau_-_Eine_Vorschlagssammlung_der_Betriebskrankenkassen.pdf


 Seite 4 von 4 
 

• Das Sozialgesetzbuch muss neu geschrieben werden, um dem Regulierungs-

wahn im Gesundheitswesen endlich ein Ende zu setzen. Es muss einfacher und 

unbürokratischer werden! 

Es ist mehr möglich. Es muss nur gehandelt werden. 

Die Kluft zwischen dem, was in unserem Gesundheitssystem möglich wäre, und dem, 

was wir tatsächlich daraus machen, ist riesig. Wir müssen dieses System wieder vom 

Kopf auf die Füße stellen. Das erfordert tiefgreifende Veränderungen. Keine kleinschrit-

tigen Anpassungen nach dem nächsten Skandal, dem nächsten Finanzloch oder der 

nächsten Honorarrunde. Jetzt muss entschieden und umgesetzt werden. Und zwar 

schnellstens. Die Zeit drängt. 

Wir brauchen einen Neustart der gesetzlichen Krankenversicherung!  

✓ Mit viel mehr Prävention   

✓ Mit neuen Strukturen der medizinischen Versorgung  

✓ Mit einer verfassungskonformen und fairen Finanzierung der GKV 

✓ Mit einer Zeitenwende in der Pflegeversicherung 

✓ Mit einem neu geschriebenen Sozialgesetzbuch  

 

Die Betriebskrankenkassen unterstützen alles, was zu einem ehrlichen Neuanfang in 

der GKV, dem #rebootGKV, führt. Flickschusterei und faulen Kompromissen werden wir 

uns mit aller Kraft entgegenstellen.   

 

 

HABEN SIE FRAGEN? 

WIR BEANTWORTEN SIE GERNE 

 

Kontakt 
Stephanie Bosch 

Abteilungsleiterin Politik und Kommunikation 
Mail: politik@bkk-dv.de 

Thorsten Greb 
Pressesprecher 

Mail: presse@bkk-dv.de  

BKK Dachverband e.V. 

Mauerstraße 85 

10117 Berlin 

www.bkk-dachverband.de 

https://www.bkk-dachverband.de/politik/unsere-forderungen-fuer-die-legislaturperiode

